
Bei großen Zahlen hat Schleswig-
Holsteins Ministerpräsident Peter
Harry Carstensen (CDU) regelmäßig

Schwierigkeiten. Im Sommer während des
Landtagswahlkampfs verdrehte er gern die
Ziffern, verwechselte sieben- mit zehnstel-
ligen Zahlen und räumte selbst ein, dass er
den Überblick verloren habe. „Bei den vie-
len Millionen und Milliarden kann man 
ja auch mal durcheinanderkommen“, ent-
schuldigte sich der CDU-Mann.

Jetzt ist Herbst, und der gemächliche
Landesvater hat offensichtlich dazuge-
lernt. In den vergangenen Wochen gab 
der ehemalige Landwirtschaftslehrer den
Finanzexperten, der Kanzlerin Angela
Merkel (CDU) bis auf den letzten Cent
vorrechnete, warum sich das schwarz-
gelb regierte Küstenland mit dem Wachs-
tumsbeschleunigungsgesetz aus Berlin so
schwer tut.

Mit 70 Millionen Euro würde das Ge-
setzesvorhaben das klamme Land belasten.
So groß ist der Anteil Schleswig-Holsteins
an den Kosten für höheres Kindergeld und

üppigeren Kinderfreibetrag, die Entlastung
von Unternehmen und die Begünstigung
von Hotels. Zu viel, findet Carstensen,
schließlich hat Schleswig-Holstein 24 Mil-
liarden Euro Schulden, für die jedes Jahr
rund eine Milliarde Euro Zinsen fällig wer-
den. Deshalb verlangt er einen Ausgleich.

Bis Ende vergangener Woche gab sich
Kanzlerin Merkel den Erpressungsversu-
chen gegenüber unnachgiebig. Im Zweifel
werde das Gesetz eben im Bundesrat schei-
tern und im Vermittlungsausschuss landen,
gab sie als Parole aus. 

Schon jetzt gilt der Start der neuen Bun-
desregierung als verstolpert. Würde ihr ers-
tes Gesetzesvorhaben den Bundesrat nicht
im ersten Anlauf passieren, wäre Merkel
ernsthaft angezählt.

Das will die Regierungschefin möglichst
vermeiden, deshalb suchte sie nach einem
Ausweg. Über Wochen ließ sie Möglich-
keiten prüfen, wie das widerspenstige
Schleswig-Holstein zufriedengestellt wer-
den könnte. Zusätzliche Bundesmittel für
die Bildung wurden erwogen, ebenso wie

solche für die Gemeinschaftsaufgabe Küs-
tenschutz.

Ganz gleich, wie die Abstimmung im
Bundesrat am Freitag ausgeht, die schwarz-
gelbe Premiere ist schon jetzt komplett
misslungen. Das gilt nicht nur für das Ver-
fahren, in dem das Gesetz zustande kam,
sondern auch für seinen Inhalt. Zum einen
wurde klar, dass Schwarz-Gelb keineswegs
eine geschlossene und entschlossene For-
mation bildet, im Gegenteil. Im Bundes-
tag gaben zahlreiche Koalitionsabgeordne-
te, darunter Bundestagspräsident Norbert
Lammert (CDU), ihre Bedenken zu Proto-
koll, im Bundesrat grummelt es vernehm-
lich. „Niemand kann Politik gegen Adam
Riese machen“, schimpfte der saarländi-
sche Ministerpräsident Peter Müller (CDU).

Früher galten solide Staatsfinanzen mal
als Kernkompetenz einer bürgerlichen
Koalition. Jetzt wirken die aktuellen
schwarz-gelben Pläne wie aus der Zeit ge-
fallen. Die Regierung will die Steuern
senken und soziale Wohltaten wie das Kin-
dergeld erhöhen; dabei droht im kom-
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Versuch einer Irreführung
Mit ihrem Gesetz zur Wachstumsbeschleunigung hat die schwarz-gelbe Koalition einen Fehlstart hin-

gelegt. Die Fachwelt senkt den Daumen, die Regierung geht auf Distanz zu ihren eigenen Plänen.
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Koalitionspartner Westerwelle, Merkel, schleswig-holsteinischer Ministerpräsident Carstensen mit Lebensgefährtin: Durcheinander bei



Anhebung von Kindergeld und -freibetrag

Steuererleichterungen für Unternehmen
Verlustvorträge bei Unternehmenskäufen,
Absetzbarkeit von Zinsaufwand (Zinsschranke) etc.

Ermäßigte Mehrwertsteuer
für Beherbergungsleistungen

Erbschaftsteuer
Neuregelung für Geschwister
und bei der Vererbung
von Unternehmen

Förderung von
Biokraftstoffen 

4610

2380

945

420

127

Der Preis der Beschleunigung
Jährliche Mindereinnahmen durch das geplante Gesetz
zur Beschleunigung des Wachstums 

in Millionen Euro

Mindereinnahmen
insgesamt:

8,5 Mrd. €, davon:

BUND

4,6 Mrd. €

LÄNDER

2,3 Mrd. €

GEMEINDEN

1,6 Mrd. €

menden Jahr schon ohne diese Maßnah-
men die höchste Neuverschuldung in der
Geschichte der Republik. Verantwortungs-
volle Finanzpolitik sieht anders aus.

Was das Vorhaben aber besonders be-
schädigte, ist die Willfährigkeit, mit der die
neue Regierung trotz angespannter Kas-
senlage Lobbyinteressen bedient, beispiels-
weise die der Hotelbesitzer. Sie sollen
künftig nur den ermäßigten Mehrwert-
steuersatz zahlen, eine weitere Subvention,

die dem Ziel der Steuervereinfachung ent-
gegenwirkt.

Immerhin, unter dem Eindruck wo-
chenlangen Trommelfeuers der Kritik
speckt die Regierung ihre Pläne für eine
weitergehende Steuersenkung für das Jahr
2011 und die Zeit danach merklich ab, aus-
gerechnet auf Betreiben des FDP-geführ-
ten Wirtschaftsministeriums. 

Zwar bezeichnet Ressortchef Rainer
Brüderle das Vorhaben im SPIEGEL-Ge-
spräch als „nicht verhandelbar“ (siehe Sei-
te 31), doch seine Beamten zeigen sich
deutlich zurückhaltender. Der Entwurf des
neuen Jahreswirtschaftsberichts 2010 –
Arbeitstitel „Mit neuer Kraft die Zukunft
gestalten“ – kündigt weitere Entlastungen
ab 2011 an, aber nur noch sehr verhalten.
„In einem weiteren Schritt wird die
Bundesregierung den sogenannten Mittel-
standsbauch der Einkommensteuer abfla-
chen“, heißt es dort. 

Aufschlussreicher als das, was der als
Verschlusssache eingestufte Entwurf an-
kündigt, ist das, was er verschweigt. Mit

keinem Wort wird mehr ein Stufentarif er-
wähnt, die Kernforderung des FDP-Steu-
erkonzepts, und auch das Entlastungs-
volumen von rund 20 Milliarden Euro wird
nicht wiederholt. Das Wachstumsbeschleu-
nigungsgesetz, heißt es in dem Papier eher
allgemein, leiste „einen zusätzlichen Bei-
trag, um den Aufschwung zu festigen und
Wachstumshemmnisse abzubauen“.

Fachleute beurteilen das Werk der Koali-
tionäre weniger euphorisch. Sämtliche Be-

ratergremien der Regierung verdammen
die Pläne in Bausch und Bogen, die Bun-
desbank genauso wie der Bundesrech-
nungshof oder der Sachverständigenrat.
„Steuersenkungsversprechen ohne solide
Gegenfinanzierung, wie sie sich im Koali-
tionsvertrag finden, sind unseriös“, schrei-
ben die Wirtschaftsweisen in ihrem jüngs-
ten Jahresgutachten.

In Wirklichkeit ist schon der pompöse
Titel „Wachstumsbeschleunigungsgesetz“
der Versuch einer regierungsamtlichen
Irreführung. Sicher, das Paket enthält auch
Maßnahmen, die den Unternehmen In-
vestitionen erleichtern. Im Wesentlichen
aber besteht es aus einer sozialpoliti-
schen Maßnahme: der Erhöhung des Kin-
dergelds um monatlich 20 Euro und der
Anhebung des Kinderfreibetrags (siehe
Grafik).

In ihrem Jahreswirtschaftsbericht feiert
sich die Regierung dafür, dass durch die
familienpolitische Maßnahme „die Kauf-
kraft gestärkt wird“. Das aber ist nur die
halbe Rechnung. Was Familien mit Kin-

dern bekommen, wird zum Teil gespart.
Damit ist das Geld natürlich volkswirt-
schaftlich nicht verloren, aber es kommt
nicht dem Konsum zugute. 

Außerdem fehlt, was Familien zuge-
schoben wird, wenigstens zum Teil den
Kommunen für Investitionen. „Jede Mil-
liarde weniger bei der Einkommensteuer
schlägt sich direkt in den kommunalen Fi-
nanzen nieder“, klagt Bernhard Elsemann,
Kämmerer in Oberhausen. Das Geld fehle

dann für Bäder und Bibliothe-
ken, aber auch beim Straßenbau.

Elsemanns Kollege auf Bun-
desebene, Finanzminister Wolf-
gang Schäuble (CDU), denkt
überhaupt nicht daran, irgend-
welche Ausgaben zu kürzen, um
seinen Anteil von 4,6 Milliarden
Euro am Wachstumsbeschleuni-
gungsgesetz aufzubringen. Er will
die Summe komplett auf Pump
finanzieren. 

So treibt er die ohnehin mas-
sive Neuverschuldung zusätzlich 
in die Höhe. Der Bund wird im
kommenden Jahr neue Kredi-
te in der Rekordhöhe von 85,8
Milliarden Euro aufnehmen. Die
Spendierfreude kostet den Staat
künftig zusätzlich Hunderte Mil-
lionen Euro für den Schulden-
dienst.

Selbst bei den Begünstigten
des Gesetzespakets stößt die Re-
gierung nicht auf vorbehaltlose
Zustimmung. Die Menschen ah-
nen, dass die Schulden von heu-
te die Steuern von morgen sind. 

„Die Staatsverschuldung kos-
tet den Steuerzahler doch jetzt
schon Milliarden“, schimpft Chris-
tian Kaps, 31, seit ein paar Wo-
chen Vater einer Tochter. Zu-

sammen mit seiner Lebensgefährtin kann
der Angestellte einer Hamburger Filmfir-
ma die 20 Euro zusätzliches Kindergeld gut
gebrauchen, trotzdem wäre es ihm lieber,
wenn der Staat die Milliarden dafür in Bil-
dung und Betreuung investieren würde.
„Von besseren Kindergärten und Schulen
würde meine Tochter später mehr haben
als wir von dem Geldgeschenk heute.“

Auch beim eigenen Anhang ist das Ge-
setzeswerk nicht beliebt. Nur 26 Prozent
der Unionsanhänger sind laut einer Forsa-
Umfrage von Ende Oktober für die Steu-
ersenkungen, wenig mehr als im gesamten
Volk. Nur 22 Prozent der Wählerschaft be-
fürworten die Pläne, 69 Prozent lehnen sie
dagegen ab. 

Während die Anhebung des Kindergel-
des leichtfertig erscheint, ist die Mehr-
wertsteuerermäßigung für Hotelbetriebe
nichts anderes als Klientelpolitik, auf Kos-
ten der Allgemeinheit. Ihr Preis: fast eine
Milliarde Euro. „Es ist widersinnig, die
Mehrwertsteuer für Hotelübernachtungen
abzusenken“, schimpft der Wirtschafts-
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den großen Zahlen 



weise Wolfgang Wiegard. „Das Steuerrecht
wird komplizierter, und Geld wird ver-
schenkt, das dringend benötigt würde.“

Zustande kam die umstrittene Regelung
auf Druck des Hotel- und Gaststättenver-
bands. Ursprünglich drängte die Lobby
darauf, den Satz für Hotel- und Restau-
rantumsätze gleichermaßen zu senken.
Doch das war der Politik zu teuer.

Stattdessen begünstigte sie Übernach-
tungen, eine Schmalspurlösung, die der
Merkel-Riege nun weniger den Dank der
Begünstigten als den Ärger der Zukurzge-
kommenen beschert. Einer davon ist Uwe
Krüger, Gastronom aus Frankfurt (Oder).
Dort führt er die Seeterrasse, eine Gast-
stätte mit Restauration und Festsälen. 

Von der neuen Regierung hatte er sich
Erleichterung erhofft, daraus wird nun
nichts. Verstehen kann der Wirt nicht, war-
um etwa sein Kollege vom örtlichen Hotel
Goldener Hahn gefördert wird, er aber leer
ausgeht. „Warum kriegen die Hoteliers das
und wir nicht? Die betreiben doch auch
Gastronomie.“

Mit ihrer Beschränkung auf Übernach-
tungen konnte die Regierung nur mit
Mühe für Klarheit sorgen. In tagelangem
Hin und Her war die Frage zu klären, war-
um auf ein Kingsize-Bett im Berliner
Luxushotel Adlon der ermäßigte Steuer-
satz anfällt, für die Luftmatratze auf dem
Campingplatz aber der volle. Am Ende
einigte sich die Koalition darauf, dass 
für beide nur sieben Prozent zu entrich-
ten sind.

Auch das Hotelfrühstück stellt eine
Herausforderung dar. Es darf nicht den
ermäßigten Tarif bekommen, um Früh-
stücksrestaurants in der Nähe von Hotels
nicht zu benachteiligen. Die Folge: Über-
nachtung und Morgenverköstigung werden
nun mit getrennten Tarifen ausgewiesen. 

Für all diese Fragen müssen die Exper-
ten der Steuerabteilung im Bundesfinanz-
ministerium in den kommenden Monaten
eine Regelung finden und eine entspre-
chende Verhaltensanweisung an die Fi-
nanzbehörden der Länder schicken.

Dabei stehen sie vor einer weiteren pi-
kanten Herausforderung. Sie müssen ent-
scheiden, ob auch Stundenhotels profitie-
ren dürfen. Wenn ja, fördert der Fiskus
dann nicht die moralisch anrüchige Prosti-
tution? Für Stephanie Klee vom Bundes-
verband Sexuelle Dienstleistungen steht
die Antwort schon fest: „Normalerweise
müssen Teile unseres Gewerbes von den
Vergünstigungen ebenfalls profitieren.“
Beispielsweise die sogenannten Laufhäu-
ser. Sie bieten Gunstgewerblerinnen und
ihren Kunden Unterschlupf. 

Es gebe keinen Grund, die Stunden-
hotels zu diskriminieren, meint Klee. In
Wellnessherbergen werde die Kundschaft
verwöhnt, in Laufhäusern auch. „Wo ist
da der Unterschied?“

Gunther Latsch, Christian Reiermann, 

Gordon Repinski, Johanna Rüschoff
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In der Regel sagen Wahlplakate 
wenig über die Kandidaten, für 
die sie werben. Die meisten wir-

ken hölzern, wie verkleidet. Bei Wolf-
gang Kubicki ist das anders. Für die
Landtagswahl im September warb 
der FDP-Spitzenmann mit offenem
Hemd, Dreitagebart und spöttischem
Blick. 

Auch der Slogan lässt die Freude
ahnen, mit der Kubicki sich ins politi-
sche Getümmel stürzt: „Wir können,
was wir tun.“ Ob der Rechtsanwalt, der
in den vergangenen
Wochen zum Gegen-
spieler der Kanzlerin
im Steuerstreit gewor-
den ist, mit dem „wir“
nur sich oder auch sei-
ne Parteifreunde meint,
ist selbst Mitarbeitern
seiner Fraktion im Kie-
ler Landeshaus nicht
immer klar.

Sicher ist: An seiner
Zustimmung hängt das
ganze Wachstumspa-
ket. Fest steht auch,
Kubicki betreibt Politik
als Kampfsport; nicht
nur gegenüber dem po-
litischen Gegner. Die
Rolle des CDU-Minis-
terpräsidenten in der
schwarz-gelben Kieler
Koalition beschrieb er
so: „Wir gönnen ihm je-
des Volksfest.“

Mittlerweile trifft Ku-
bickis Rauflust auch
den eigenen Parteichef.
Im Steuerstreit nimmt
er in Kauf, dass Guido Westerwelle be-
schädigt wird. 

Sein Verhältnis zum Vizekanzler, so
heißt es in Berlin, sei frostig, seit Ku-
bickis Freund, Jürgen W. Möllemann,
von Westerwelle und anderen Spitzen-
funktionären der FDP wegen der Affä-
re um einen antiisraelischen Flyer und
dubioser Spenden an die Partei fallen
gelassen wurde. 

Noch heute, sechseinhalb Jahre nach
Möllemanns Freitod, macht Kubicki kei-
nen Hehl daraus, dass er das Verhalten
des Parteichefs in der Causa Möllemann
menschlich daneben fand. Dass dies sei-
ne Haltung im Steuerstreit beeinflusse,

weist er zurück: „Auch wenn es man-
chen zu glauben schwerfällt – mir geht
es um den Landeshaushalt.“ Nicht nur,
aber auch. Natürlich ist bei einem wie
Kubicki immer Eitelkeit im Spiel. So
gipfelte seine Selbstkritik einst in der
Erkenntnis, er sei „gutaussehend und
intelligent“, nur leider verströme er „die
Kälte eines Panzerschranks“.

Was seine Kritiker jedoch unter-
schätzen, ist die Tatsache, dass sei-
ne Eitelkeit derzeit an die Sanie-
rung des schleswig-holsteinischen Lan-

deshaushalts gekoppelt
ist. Genau das macht
seinen Widerstand in
der Steuerfrage für die
Bundesregierung so ge-
fährlich. 

Denn an der Küste
ist in puncto Finanzen
tatsächlich Land unter.
Bei Einnahmen und
Ausgaben von – berei-
nigt – 7,8 und 9,1 Mil-
liarden Euro im lau-
fenden Haushaltsjahr
scheint für Steuerge-
schenke wenig Raum.
Das strukturelle Defi-
zit „aus unterdurch-
schnittlicher Steuer-
kraft und überdurch-
schnittlicher Zinslast“
beziffert Finanzminis-
ter Rainer Wiegard
(CDU) auf „rund 600
Millionen Euro“.

Dabei muss das
Land ab 2020 die Kri-
terien der gesetzlichen
Schuldenbremse erfül-

len. 80 Millionen Euro jährliche Unter-
stützung hatte der Bund dafür zuge-
sagt. Jetzt drohen durch das Wachs-
tumsbeschleunigungsgesetz bis 2020
Steuerausfälle in Höhe von 700 Millio-
nen Euro. „Die Schuldenbremse wäre
damit obsolet“, sagt Kubicki. 

Mit der Haushaltsstrukturkommis-
sion hat er sich im Landtag bereits ein
Gremium auf den Leib geschneidert,
das ihm die Finanzhoheit auch ohne
Regierungsamt sichert. Dort wird er
„als regierender Fraktionsvorsitzender
die Strippen ziehen“, wie ein Kieler
CDU-Abgeordneter klagt. 

Gunther Latsch, Merlind Theile

Politik als Kampfsport
Was treibt den schleswig-holsteinischen FDP-Fraktionschef Wolfgang

Kubicki im Steuerstreit zwischen Bund und Ländern?

Freidemokrat Kubicki

„Wir können, was wir tun“
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